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Beschlussvorschlag: 
Die Verbandsversammlung berät den Entwurf der neuen Verbandssatzung und bezieht dabei 
die Stellungnahmen der einzelnen Mitgliedsgemeinden (Ergebnisse der Vorberatung in den ein-
zelnen Gemeinderäten) mit ein. Die Verbandsversammlung beschließt die weitere Vorgehens-
weise. Eine Beschlussfassung wird für die optionale GVV-Verbandsversammlung am 08.12.2021 
vorgesehen. Sie hat zur Voraussetzung, dass alle Verbandsgemeinden mit den Regelungen der 
neuen Satzung einverstanden sind. 
 
 
Sachdarstellung: 
Der Gemeindeverwaltungsverband Neckargemünd besteht seit dem Jahr 1975. Die Verbands-
satzung der Anfangszeit wurde in den ersten Jahrzehnten des Bestehens (1980, 1986, 2001) 
minimal überarbeitet und ist gegenwärtig in der Fassung von 2002 gültig.  
 
Die Festlegungen der Satzungen entsprechen inzwischen, nach knapp 20 Jahren ohne Ände-
rungen, in zentralen Bestandteilen nicht mehr der gegenwärtigen Praxis der Verbandsarbeit. 
Insbesondere die Verbandsaufgaben sind mit Ausnahme der Flächennutzungsplanung kom-
plett andere, als man sich bei Verbandsgründung 1975 vorgestellt hatte. Andere Aufgaben sind 
inzwischen weggefallen, etwa die Erledigung der Rechnungsgeschäfte der Gemeinde Gaiberg 
oder der gemeinsame Gutachterausschuss. 
 
Es ist daher schon seit ca. 2009 Konsens in der Verbandsversammlung, dass die Satzung um-
fassend überarbeitet werden muss. Der erforderliche Regelungsinhalt der Verbandssatzung ist 
in der Gemeindeordnung (GemO, §§ 59 – 62) und den §§ 2 – 24 des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit (GKZ) festgeschrieben. Änderungen bzw. Neufassungen der Verbandssatzung 
müssen von der Rechtsaufsichtsbehörde (Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis) genehmigt werden.  
 
Seitens der Geschäftsführung des Verbandes, namentlich der Hauptamtsleitung sowie der 
Stabsstelle Gemeindeverwaltungsverband, die diese Aufgaben nach dem Aufgabenübergang 
vom Hauptamt übernommen hat, wurden bereits verschiedentlich Vorarbeiten zur Überarbei-
tung getätigt. Unter anderem aufgrund anderer dringlicher Maßnahmen, die vorgezogen wer-
den mussten, konnte die Überarbeitung bisher nicht angegangen werden. In diesem Jahr ist die 
Aufgabe der Geschäftsführung an den Fachbereich 1 der Stadtverwaltung Neckargemünd über-
gegangen, der die Neubearbeitung der Satzung aufgrund der Dringlichkeit vorangetrieben hat 
und der Verbandsversammlung nun zur Diskussion und Beschlussfassung vorlegt.  
 
Nicht nur in materieller, sondern auch in zeitlicher Hinsicht ist die Satzungsüberarbeitung 
mittlerweile unaufschiebbar. Die Tatsache, dass die Regelungen der Verbandssatzung den ak-
tuellen Verhältnissen nicht entsprechen, wurde bisher schon mehrfach im Rahmen der regel-
mäßigen Prüfungen von der Gemeindeprüfungsanstalt gerügt (Prüfungsberichte vom 
16.06.2009, 11.01.2917 und 08.10.2020). Entsprechende Stellungnahmen der Verbandsverwal-
tung wurden jeweils gegeben. Tenor: Die Anstände konnte bisher aufgrund des längerfristigen 
Ausfalls der vorherigen Geschäftsführung und anderweitiger zeitlicher Überbeanspruchung im 
Fachbereich 1 bisher nicht beseitigt werden.  
 
Auf Anordnung der Rechtsaufsichtsbehörde unterrichten wir hiermit die Verbandsversamm-
lung, dass die letzte allgemeine Finanzprüfung des Gemeindeverwaltungsverbandes mit Schrei-
ben vom 29.06.2021 eine eingeschränkte Abschlussbestätigung gemäß § 18 GKZ i. V. m. § 114  
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Abs. 5 Satz 3 GemO erhalten hat. Der Geschäftsführung des Gemeindeverwaltungsverbandes 
wird damit aufgegeben, die Erledigung der genannten Anstände 
 

- Anpassung der Regelungen in der Verbandssatzung über die Verbandsaufgaben an die 
aktuellen tatsächlichen Verhältnisse 

- Abschluss einer Vereinbarung über die Verwaltungsleihe 
- Schaffung einer Übereinstimmung zwischen Satzungsregelung und Verwaltungspraxis 

hinsichtlich der Umlage von Aufwendungen für die Flächennutzungsplanung auf die 
Mitgliedsgemeinden 

 
bis 01.12.2021 der Rechtsaufsichtsbehörde anzuzeigen. Auch aus diesem Grund legt die Ge-
schäftsführung des Verwaltungsverbandes die Satzung zum schnellstmöglichen Zeitpunkt der 
Verbandsversammlung zur Beschlussfassung vor.  Die Anstände 1 und 3 stehen im Zusammen-
hang mit der Überarbeitung der Verbandssatzung. Hierzu wurde seit Bekanntwerden der og. 
Fristsetzung zur Erledigung in der Geschäftsstelle des Verwaltungsverbandes unter Hochdruck 
der aktuelle Stand der Verbandssatzung zusammengefasst und über den Vergleich mit regio-
nalen Verbandssatzungen neueren Datums eine Vergleichbarkeit geschaffen.  
 
Zusätzlich zu den formalen Aspekten hat die Überarbeitung der grundsätzlichen Regelungen 
der Verbandsarbeit auch eine politische Dimension. Sie ermöglicht es den Mitgliedsgemein-
den, sich gezielt Gedanken über die zukünftige Ausrichtung des Gemeindeverwaltungsverban-
des und den dauerhaft gewünschten Regelungsinhalt zu machen.  
 
In den letzten Jahren wurde der Verwaltungsverband bereits als Plattform für wichtige Ent-
wicklungsprojekte genutzt, etwa 2014 für den Radweg zwischen Neckargemünd und Bammen-
tal sowie den gewünschten Marktneubau in Bammental, 2015 die 1. Änderung der 2. Fort-
schreibung des Flächennutzungsplans mit den Gaiberger Entwicklungswünschen, die letztend-
lich einen langen Atem notwendig machten, 2016 die Umsetzung eines gemeinsamen Klima-
schutzmanagements, ab 2018 ein gemeinsames Integrationsmanagement. Zusätzlich wurde 
ein gemeinsames Starkregenmanagementkonzept in Auftrag gegeben, und das Einzelhandels-
gutachten der KE von 2010 überarbeitet. Diese Aufgaben brachten eine Diskussion in Gang, 
welche neuen Tätigkeitsfelder oder intensivere Zusammenarbeit künftig denkbar wären. Aller-
dings wurden die Entwicklungsmöglichkeiten des Verbands in der Folgezeit immer wieder 
heftig und kontrovers diskutiert: ein Vorstoß, weitere Aufgaben einzubeziehen (z.B. gemein-
samer Bauhof / Gärtnerei oder Maschinennutzung, oder Einsatz von GVDs) wurde angeregt, 
blieb bisher nach ersten Vorprüfungen „stecken“, insbesondere aufgrund verschiedener Be-
denken gerade der kleineren Gemeinden, sie könnten sich damit vielleicht schlechter stellen 
als bisher. 2019 und später kam die Verbandsarbeit somit eher stärker in die Kritik, als dass sie 
erweitert worden wäre. Mehrere Verbandshaushalte wurden inzwischen von einzelnen Mit-
gliedsgemeinden abgelehnt. Insbesondere das Stimmenverhältnis der Gemeinden untereinan-
der (Neckargemünd mit der Hälfte der Mitglieder in der Verbandsversammlung kann Wünsche 
der anderen Mitgliedsgemeinden blockieren) und die bisher nicht klar in der Satzung formulier-
ten Abrechnungsmodalitäten bei der Verbandsumlage haben in den letzten Jahren immer wie-
der zu Kontroversen geführt. Dabei wurde klar, dass das Vertrauensverhältnis zwischen 
Neckargemünd und den kleineren Mitgliedsgemeinden, u.a. aufgrund von einigen Neckarge-
münder Entscheidungen in der Vergangenheit („Blockaden“, „Bevormundungen“) gelitten hat  
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und wieder gestärkt werden muss. Ein Schritt in diese Richtung ist die seit den letzten Jahren 
geübte Praxis der Nichteinmischung in Entwicklungswünsche einzelner Gemeinden.  
 
Es wird vorgeschlagen, eine „doppelte“ Mehrheit einzuführen, so dass sich eine Mehrheit ne-
ben der absoluten Stimmenzahl auch immer in einer zweiten Stufe aus den Stimmen von min-
destens zwei Mitgliedsgemeinden zusammensetzen muss. 
 
Zum Abrechnungsmodus hat sich die Abrechnung nach pauschalierten Werten in der Praxis 
bewährt, sie entspricht im Regelfall auch den tatsächlichen Inanspruchnahmen. Zusätzliche 
Ausgaben, die sich nur aufgrund Anforderung oder Notwendigkeit aus einzelnen Mitgliedsge-
meinden ergeben, werden den jeweiligen Gemeinden einzeln berechnet (Beispiele: geforderte 
Gutachten für FNP-Wünsche einzelner Gemeinden, oder die Sachausgaben im Klimaschutz pro 
Maßnahme in einer Gemeinde). Es wird vorgeschlagen, an dieser Vorgehensweise grundsätz-
lich festzuhalten und bei den seltenen fraglichen Fällen Einzelregelungen zu treffen. 
 
Insgesamt ist im Vergleich festzustellen, dass die Satzung des Verwaltungsverbands Neckarge-
münd in den Grundzügen gut und angemessen ist und nach der Einarbeitung der bekannten 
notwendigen Änderungen sowie Klärung der immer wieder geäußerten Kritikpunkte seitens 
Bammental, Gaiberg und Wiesenbach bezüglich 
- Aufgabenkreis 
- Übereinkunft über die zukünftige Gestaltung der Stimmverhältnisse in der Verbandsver-
sammlung  
- Festlegung / Einigung über Abrechnungsmodus der per Verbandsumlage auf die Mitgliedsge-
meinden aufgeteilten Kosten der Stadt Neckargemünd 
gut für die Zukunft der Verbandsarbeit aufgestellt wird.  
 
Die Vorlage enthält den Vorschlag der Geschäftsführung für die Neufassung der Verbandssat-
zung. In der „doppelten“ Synopse ist im aktuellen Stand von 2002 der Änderungsbedarf in grü-
ner Schrift (wegfallende Passagen) sowie roter Schrift (Aktualisierungen und Änderungsvor-
schläge der Geschäftsführung) dargestellt, sowie die Regelungen in neueren Verbandssatzun-
gen anderer Verwaltungsverbände zum Vergleich gegenübergestellt. 
 
Die jeweiligen Regelungen und Zukunftsvorschläge wurden innerhalb der Stadtverwaltung 
Neckargemünd mit den jeweiligen Sachbearbeitern für die Verbandsarbeit konkretisiert und 
abgestimmt, im Vorfeld mit den Hauptamtsleitungen der Mitgliedsgemeinden thematisiert und 
den Bürgermeistern der Mitgliedsgemeinden in groben Zügen vorbesprochen. Die Vorlage ist 
darüber hinaus mit dem Kommunalrechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises abgestimmt. 
 
Damit genügend Zeit zur internen Abstimmung sowie der Abstimmung der Verbandsgemein-
den untereinander besteht, soll die Verbandssatzung zunächst in den September-Sitzungen in 
den einzelnen Gemeinderäten, sodann in der Verbandsversammlung am 06.10.2021 lediglich 
vorberaten werden. Die Regelungen und Formulierungen können damit umfänglich diskutiert 
werden. Zudem soll vorgesehen werden, dass die Neufassung nur mit Zustimmung aller Mit-
gliedsgemeinden getroffen werden kann. Die Beschlussfassung kann damit frühestens am 
08.12.2021 in der als optional bereits im Sitzungskalender aufgeführten Sitzung erfolgen. 
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Die Vorberatung der Regelung zur Verwaltungsleihe ist in einem separaten Tagesordnungs-
punkt vorgesehen. 
 
Anlagen:  
1 Entwurf der Neufassung der Verbandssatzung 
2 Synopse Verbandssatzungen 
3 Berechnungsschemata der Stimmenzahlen nach Einwohnerzahlen bzw. Gemarkungsgrößen 


